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CDU/CSU-Gruppe trifft 
mit Bundeskanzlerin 
Merkel zusammen 

Die Abgeordneten der CDU/CSU-Gruppe im Eu- 
ropäischen Parlament sind mit Bundeskanzlerin 
Merkel zu einem Gespräch über aktuelle Fragen 
der Europapolitik in Berlin zusammengetroffen. 
Neben der Erweiterungsstrategie der EU und 
dem Verfassungsprozess besprachen die Unions- 
Europaabgeordneten auch aktuelle europäische 
Gesetzgebungsvorhaben wie die Dienstleistungs- 
richtlinie mit der Bundeskanzlerin. 

Inhalt 

Rolf Berend: 
EU-Solidaritätsfonds 

Seite 2 

Horst Schnellhardt: 
TSE-Verordnung 

Seite 4 

Renate Sommer: 
EU - Türkei 

Seite 5 

Aus der EVP-ED-Fraktion: 
kurz & bündig 

Seite 7 



EU-SOLIDARITäTSFONDS 

ROLF   BEREND: 

Europäisches Parlament überarbeitet 
EU-Solidaritätsfonds 

TüRKEI  KANN  NUR  EINGESCHRäNKT  PARTIZIPIEREN 

Rolf Berend MdEP 

Das Europäische Par- 
lament hat in erster 

Lesung mit großer Mehr- 
heit  die   Überarbeitung 
des 2002 gegründeten 
EU-Solidaritätsfonds ver- 
abschiedet.   Der  neue 
Fonds, der für den Zeit- 
raum   2007   bis   2013 
seine    Gültigkeit    hat, 
soll, wie auch der derzei- 
tige  Fonds,  als Solida- 
ritätsinstrument verstan- 
den werden, das für So- 
fortmaßnahmen bei Schäden im öf- 
fentlichen Bereich nach Katastrophen 
größeren Ausmaßes aktiviert werden 
kann. 

Eine Katastrophe größeren Aus- 
maßes gilt als solche, wenn die 
Schäden einen Schwellenwert von 
1 Mrd. Euro oder 0,5 Prozent des na- 
tionalen BIP des betroffenen Staates 
überschreiten. Bislang lagen die 
Schwellenwerte für die Aktivierung 
des Fonds bei 3 Mrd. oder 0,6 Pro- 
zent des nationalen BIP's. Die Praxis 
der vergangenen Jahre hat gezeigt, 
dass diese Schwellenwerte nur sel- 
ten erreicht wurden und der überwie- 
gende Teil der eingegangenen Anträ- 
ge auf Unterstützung aus dem Fonds, 
sich auf Ausnahmeregelungen berie- 
fen, was den Fonds nicht präzise de- 
finiert sondern mit reichlich Interpre- 

tationsspielraum ver- 
sehen hat. Die Ab- 
schaffung dieser Aus- 
nahmeregelungen bei 
gleichzeitiger Absen- 
kung der Schwellen- 
werte soll die Entschei- 
dung zukünftig verein- 
fachen. 

Beschränkt sich die 
Art der Katastrophen 
im derzeitigen Fonds 
lediglich auf Naturkata- 

strophen, soll der An- 
wendungsbereich in Zukunft auch auf 
Technologie- und Industriekatastro- 
phen, terroristische Anschläge, sowie 
Krisenfälle im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit ausgedehnt werden. Zu 
unterstreichen bleibt, dass der Fond 
auf Krisenfälle reagiert und nicht 
präventiv eingesetzt werden kann, 
dafür sind andere Strukturfondsinstru- 
mente vorgesehen. Im Falle von Ter- 
roranschlägen, wie bei den Bomben- 
anschlägen von London oder Madrid, 
bei denen die quantitativen Schäden 
die Schwellenwerte nicht erreichten, 
soll zukünftig ein politisches Signal 
gesetzt werden, um mit Mitteln aus 
dem Solidaritätsfonds die medizini- 
sche und psychologische Erstversor- 
gung der Opfer zu gewährleisten. 

Das Budget ist, wie für den jetzigen 
Fonds, mit 1 Mrd. Euro pro Jahr vor- 
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gesehen. Es ist hierbei zu betonen, 
dass es sich bei den Mitteln um keine 
feste, sondern um eine virtuelle 
Haushaltszeile handelt, die im Falle 
einer eintretenden Katastrophe akti- 
viert werden muss. Somit ist die Über- 
tragbarkeit von nicht in Anspruch ge- 
nommenem Mitteln nicht möglich. 

Ein nicht unerhebliches Novum 
des zukünftigen Solidaritätsfonds ist 
der Teilnehmerkreis. Konnten bis- 
lang Mitgliedstaaten und Kandida- 
tenländer, mit denen Beitrittsver- 
handlungen geführt werden, von dem 
Fonds partizipieren, so hat sich das 
Parlament dafür ausgesprochen, 
letztere nur dann mit Mitteln aus 
dem Fond zu unterstützen, wenn 
sich eine Katastrophe größeren Aus- 
maßes im Grenzgebiet zu einem Mit- 
gliedstaat ereignet. Zwar bezieht 
sich diese Ausnahmeregelung for- 
mal auf alle Kandidatenländer, mit 
denen    Beitrittsverhandlungen    ge- 

führt werden, da jedoch Bulgarien 
und Rumänien spätestens 2008 und 
Kroatien voraussichtlich 2009 aufge- 
nommen werden, ist die Türkei das 
einzige Land, welches über den ge- 
samten Planungszeitraum 2007 bis 
2013, abgesehen vom griechisch- 
türkischen und später dem bulga- 
risch-türkischen Grenzgebiet, ausge- 
schlossen ist. Bei der Erweiterung 
des geografischen Anwendungsbe- 
reiches um ein so hochgradig erdbe- 
bengefährdetes Flächenland wie die 
Türkei, bei gleich bleibendem Bud- 
get, bestünde die Gefahr, dass er- 
hebliche Mittel jährlich jeweils nur ei- 
nem Land zufließen könnten. Dieses 
hat das Europäische Parlament mit 
seinem Votum verhindert. 

Rolf Berend (CDU Thüringen) ist stellv. 
Koordinator der EVP-ED-Fraktion im 
Ausschuss für Regionale Entwicklung 
des Europäischen Parlaments. 

Pöttering fordert Peking zum Dialog mit dem Vatikan auf 

Der Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion im Europäischen Parlament, 
Hans-Gert Pöttering (CDU), hat anlässlich politischer Gespräche in Pe- 
king die chinesische Führung eindrücklich dazu aufgefordert, einen kon- 
struktiven Dialog mit dem Vatikan aufzunehmen. Pöttering kritisierte die 
Praxis der so genannten „offiziellen katholischen Kirche" in China, 
Bischöfe selbst zu ernennen. 

Der Vorsitzende der größten Fraktion im Europäischen Parlament 
machte deutlich, dass die Ernennung von Bischöfen das Recht des Hei- 
ligen Vaters sei. Mit der Anerkennung dieser Rechtsposition des Vati- 
kans, so Hans-Gert Pöttering abschließend, könnte Peking einen wichti- 
gen Beitrag zur Verbesserung der Beziehungen zum Vatikan wie auch zu 
den katholischen Christen in China leisten. 
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TSE-VERORDNUNG 

HORST   SCHNELLHARDT: 

TSE-Verordnung der Realität angepasst 
VERFÜTTERUNG   VON   KÜCHEN-   UND   S P E I S E A B FÄLLEN   SOLL   ERMÖGLICHT  WERDEN 

Aufgrund aktueller 
Entwicklungen von 

BSE/TSE-Fälle, neuen 
wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen und vor- 
liegenden internationa- 
len Vereinbarungen wur- 
de die Verordnung (EG) 
Nr. 999/2001 mit Vor- 
schriften zur Verhütung, 
Kontrolle und Tilgung be- 
stimmter transmissibler 
spongiformer Enzepha- 
lopathien (TSE) im Euro- 
päischen Parlament geändert. In der 
gesamten Europäischen Union ist ein 
deutlicher Rückgang der Zahl der BSE- 
Fälle zu verzeichnen (850 BSE-Fälle 
2004 in der EU 25 gegenüber 2129 
BSE-Fällen 2002 in der EU 15). 

Es hat sich gezeigt, dass die Eintei- 
lung der Risikobewertung in fünf Kate- 
gorien sehr kompliziert und damit un- 
genügend vergleichbar war. Die Ein- 
führung von drei Risikokategorien auf 
der Basis der Vorschläge des interna- 
tionalen Tierseuchenamtes verein- 
facht die Risikobewertung, ohne die 
Sicherheit zu gefährden. Dadurch tritt 
in der gesamten EU ein international 
vereinbartes Programm für BSE/TSE- 
Bekämpfungsmaßnahmen in kraft. 

Die bisherigen Regelungen überlie- 
ßen es den Mitgliedstaaten, das Test- 
alter für Rinder auf BSE festzulegen 
(Deutschland: 24 Monate). Die neue 

Horst Schnellhardt MdEP 

Verordnung legt ein ver- 
bindliches Testalter in 
der gesamten EU fest, 
wobei eine Trennung 
nach Risikokategorien 
erfolgt. In Deutschland 
ist damit das Testal- 
ter auf dreißig Monate 
für Tiere zur Lebensmit- 
telerzeugung heraufge- 
setzt. Das entlastet we- 
sentlich die öffentlichen 
Kassen und mindert die 

Kosten für den Landwirt. 
Die Beträge liegen im zweistelligen 
Millionenbereich. 

Wissenschaftliche Erkenntnisse lie- 
ßen eine Änderung der Keulungspoli- 
tik zu. Bei Auftreten von BSE/TSE in 
einem Bestand, ist die Keulung der 
gesamten Kohorte nicht mehr ver- 
pflichtend. In der Regel können die Ko- 
hortentiere weiterhin zur Milchproduk- 
tion oder Kälberaufzucht verwendet 
werden. Auch diese Regelung gilt in 
der gesamten EU und kann von den 
Mitgliedstaaten nicht willkürlich verän- 
dert werden. Dadurch werden Exi- 
stenzgefährdungen in den landwirt- 
schaftlichen Betrieben vermieden. 

Ganz klar äußerte sich das Europäi- 
sche Parlament zum Einsatz von tieri- 
schen Proteinen in Futtermitteln für 
Rinder. Generell bleibt das Verbot der 
Verfütterung tierischer Proteine an 
Rinder bestehen. Es ist lediglich er- 
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laubt, an Kälber, wenn gewünscht, 
Fischmehl mit einzusetzen. 

Ein neuer Weg zur BSE/TSE-Be- 
kämpfung soll durch den Einsatz von 
Züchtungsprogrammen gegangen wer- 
den. Die Durchführung wird den Mit- 
gliedstaaten freigestellt. 

Die neuen Regeln sehen vor, dass 
pflanzliche Futtermittel tierische Protei- 
ne enthalten können, wenn der Gehalt 
zufällig und technisch unvermeidbar 
ist. Die Schwellenwerte werden durch 
wissenschaftliche Ausschüsse festge- 
legt.  Diese Regelung ist praxisorien- 

tiert. (Siehe: Knochensplitter in Zucker- 
rübenschnitzel). 

Die EVP-ED-Fraktion konnte errei- 
chen, dass die EU-Kommission zusag- 
te, bei der Revision der Verordnung (EG) 
Nr. 1774/2002 Vorschläge zu un- 
terbreiten, die eine Verfütterung von 
Küchen- und Speiseabfällen ermöglicht. 

Dr. Horst Schnellhardt (CDU Sach- 
sen-Anhalt) ist Mitglied im Ausschuss 
für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit des Europäi- 
schen Parlaments. 

RENATE  SOMMER: 

Türkei: Ein Schritt vor, zwei zurück? 
DELEGATION  DES   EUROPäISCHEN   PARLAMENTS  BESUCHT TüRKEI 

Die Zwischenbilanz 
ist ernüchternd: 

Bei der jüngsten Ta- 
gung des Gemischten 
Parlamentarischen Aus- 
schusses EU-Türkei in 
Ankara musste die De- 
legation des Europäi- 
schen Parlaments fest- 
stellen, dass sich in der 
Türkei seit dem 3. Ok- 
tober 2005 endgültig 
nichts mehr bewegt hat. 

Im Gegenteil: Nach 
Einschätzung der Botschafter der EU- 
Mitgliedstaaten in Ankara sind einige 
neue Initiativen der türkischen Regie- 
rung bestens dazu geeignet, die in 
den letzten Jahren auf Druck der EU 
erreichten Reformen nach und nach 

Renate Sommer MdEP 

wieder einzukassieren. 
So würde das derzeit 
dem Türkischen Parla- 
ment zur Entscheidung 
vorliegende Anti-Terror- 
gesetz in seiner jetzi- 
gen Fassung dafür sor- 
gen, dass künftig min- 
destens 20% der nach 
dem Strafgesetzbuch 
definierten Verbrechen 
als Terrorakte einge- 
stuft werden könnten. 

Meinungs- und Presse- 
freiheit würden weiterhin und zusätz- 
lich massiv eingeschränkt. Die EU 
muss daher auf eine Änderung des 
Gesetzesentwurfes drängen: Hierzu 
zwängen allein schon die Erfahrungen 
mit  dem   berüchtigten   Paragraphen 
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301 des türkischen Strafgesetzbu- 
ches, auf dessen Grundlage u.a. der 
Schriftsteller Orhan Pamuk angeklagt 
worden war. 

Besonders bei der Religionsfreiheit 
besteht Anlass zur Sorge: Die Lage der 
religiösen Minderheiten habe sich in 
keiner Weise verbessert. Noch immer 
ist z.B. der griechisch-orthodoxen Kir- 
che die Ausbildung von Priestern un- 
tersagt, und in jüngster Zeit wurden er- 
neut 30 christliche Gemeinden durch 
den Staat enteignet. 

Völliger Stillstand herrscht auch in 
der Frage des Ankara-Zusatzproto- 
kolls. Nach wie vor verweigert die Tür- 
kei die völkerrechtliche Anerkennung 
Zyperns und die Realisierung der Zoll- 
union mit diesem Land. Die Öffnung 
türkischer Häfen und Flughäfen für zy- 
priotische Schiffe und Flugzeuge, von 
Erweiterungskommissar Rehn bis spä- 
testens Ende 2006 gefordert, sei al- 
lenfalls dann möglich, wenn die EU 
das Embargo gegen den türkischen 
Nordteil der Insel aufhebe, so die tür- 
kische Seite. 

Die Europäische Kommission und 
der Ministerrat müssen daran erinnert 
werden, dass sie für den Fall einer fort- 

dauernden Verweigerungshaltung der 
Türkei gegenüber Zypern mit einem 
Aussetzen der Beitrittsverhandlungen 
gedroht hatten. Es besteht die Be- 
fürchtung, dass die türkische Politik 
die Zypernfrage bis zur Parlaments- 
wahl Ende 2007 als Faustpfand be- 
nutzt um dem Wähler zu demonstrie- 
ren, wie hartnäckig man gegen die EU 
türkische Interessen durchsetzen will 
und kann. Genau dies ist offensicht- 
lich auch der Grund dafür, dass Erdo- 
gan mit seinen Initiativen z.B. zur Auf- 
hebung des Kopftuchverbots, zur 
schleichenden Einführung von Alkohol- 
verboten etc. immer lautstärker die is- 
lamistische Karte spielt. 

Zwar soll noch vor der Sommer- 
pause des türkischen Parlaments ein 
neuntes Reformpaket verabschiedet 
werden; ob die türkische Seite aber 
zu wesentlichen Änderungen bereit 
sein wird, steht in den Sternen. Die 
Äußerungen der türkischen Parlamen- 
tarier in der Sitzung des EU-Türkei- 
Ausschusses lassen hieran zweifeln. 

Dr. Renate Sommer (CDU Nordrhein-West- 
falen) ist stellv. Vorsitzende der Türkei-De- 
legation des Europäischen Parlaments. 

i 

Radwan fordert Einhaltung der Stabilitätskriterien 

„Die Stabilitätskriterien als Voraussetzung für neue Beitritte zur Wirtschafts- und 
Währungsunion müssen ohne Abstriche eingehalten werden". Dies hat der wirtschafts- 
politische Sprecher der EVP-ED-Fraktion, Alexander Radwan (CSU) im Hinblick auf den Kon- 
vergenzbericht der EU-Kommission zur wirtschaftlichen Entwicklung in der Europäischen 
Union gefordert. Der CSU-Europaabgeordnete sagte weiter, dass die EU-Kommission sich 
bei der Belastbarkeit des Datenmaterials dieses Mal keine Fehler erlauben könne. So war 
Griechenland 2001 nur aufgrund falscher Angaben bei seinem damaligen Staatsdefizit 
Gründungsmitglied in der Eurozone geworden. „Ein solcher Fehler darf sich auf keinen Fall 
wiederholen, denn dies würde das ohnehin schon angekratzte Image der Europäischen 
Union noch weiter beschädigen, betonte Radwan. 
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Aus   DER   EVP-ED-FRAKTION 

kurz & bündig 
AKTUELLES  AUS  DER  EVP-ED-FRAKTION 

Kommission stellt Fortschrittsbericht 
zu Bulgarien und Rumänien vor 
Die Europäische Kommission hat 

während der Mai-Plenartagung des 
Europäischen Parlaments ihren Fort- 
schrittsbericht zu Bulgarien und 
Rumänien vorgestellt. Darin rief sie 
die beiden Länder auf, bis zum Herbst 
noch wichtige Defizite auf dem Weg 
zum EU-Beitritt zu beheben. 

Der Vorsitzende der EVP-ED-Frakti- 
on, Hans-Gert Pöttering (CDU) sagte, 
der Kommissionsvorschlag gehe in 
die richtige Richtung. Nötig sei aber 
die Fortsetzung der Reformen: „Der 
Reformprozess in Bulgarien und 
Rumänien muss intensiv fortgesetzt 
werden, damit im Herbst die Voraus- 
setzungen erfüllt sind, um einen Be- 
schluss über den Beitritt beider Län- 
der bis 1. Januar 2007 fassen zu kön- 
nen". 

Pöttering würdigte die Leistung, die 
die beiden Länder nach 45 Jahren 
kommunistischer Misswirtschaft er- 
bracht haben, um einen funktionie- 
renden Staat und eine Gesellschaft 
zu bilden, die sich auf Rechtsstaat- 
lichkeit, Demokratie und Freiheit grün- 
den: „Wir wollen nicht Lehrmeister 
sein, sondern gemeinsam den Beitritt 
Bulgarien und Rumäniens zur Eu- 
ropäischen Union zum Erfolg ma- 
chen", erklärte Pöttering. Es gehe 
jetzt nicht darum, Daten in Frage zu 
stellen, sondern die Länder zu ermuti- 
gen, die notwendigen  Reformen so 

auf den Weg zu bringen, dass man im 
Herbst den Beschluss fassen kann, 
dass der Beitritt zum 1. Januar 2007 
stattfindet. Pöttering rief dazu auf, 
auch in den Mitgliedsländern der Eu- 
ropäischen Union deutlich zu ma- 
chen, dass die Durchsetzung von 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
in Ländern, die jahrelang der kommu- 
nistischen Herrschaft unterworfen wa- 
ren, eine große Erfolgsgeschichte ist. 

Bericht zur Menschenrechtspolitik 
Das Europäische Parlament hat im 

Mai den Bericht zur Menschenrechts- 
politik 2005 verabschiedet. Der Be- 
richt befasst sich unter anderem mit 
der Struktur und den Zielen der EU- 
Menschenrechtspolitik. EVP-ED-Schat- 
tenberichterstatter Simon Coveney (Ir- 
land) forderte dabei, die EU müsse in 
Menschenrechtsfragen mit einer Stim- 
me sprechen. Dazu sei ein EU-Men- 
schenrechtsbericht notwendig, der die 
Ansichten des Europäischen Parla- 
ments, der Kommission und des Ra- 
tes reflektiere. 

Der Bericht zur Menschenrechtspo- 
litik 2005 begrüßt die Tatsache, dass 
die EU auf globaler Ebene eine immer 
aktivere Rolle im Kampf für Men- 
schenrechte spielt. Zum gesteigerten 
internationalen Gewicht der EU habe 
auch die Osterweiterung beigetragen. 
Wenn die EU aber ein international 
glaubwürdiger Akteur sein wolle, müs- 
se sie sich „systematisch und konti- 
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nuierlich" mit Menschenrechtsfragen 
auseinandersetzen und die Men- 
schenrechtspolitik in der Handels-, 
Entwicklungs- und Außenpolitik zu ei- 
ner Querschnittaufgabe machen. 

Der Bericht spricht sich zudem 
dafür aus, in künftigen Jahresberich- 
ten zur Menschenrechtslage auch die 
Frage zu analysieren, welche Rolle 
Menschenrechtsfragen in den exter- 
nen Dimensionen anderer EU-Poli- 
tikbereiche, wie Entwicklung und Han- 
del, spielen. Dazu solle dargelegt wer- 
den, inwieweit Menschenrechts- und 
Demokratieklauseln in den Beziehun- 
gen der Europäischen Union zu Dritt- 
ländern angewandt wurden. 

Strategieplanung der Kommission 
In einem vom Plenum angenom- 

men Bericht über die Strategiepla- 
nung 2007 der Kommission zeigt sich 
das Europäische Parlament besorgt 
über die „sichtbare Diskrepanz" zwi- 
schen den Herausforderungen, mit de- 
nen sich die EU konfrontiert sieht, und 
den Mitteln, die innerhalb der Finanz- 
perspektive 2007 bis 2013 verfügbar 
sind. „Durch die knappen Ressourcen 
die uns zur Verfügung stehen, emp- 
fiehlt der Bericht die Entwicklung kla- 
rer politischer Prioritäten", so der Be- 
richterstatter des Europäischen Parla- 
ments, James Elles (Großbritannien). 

Dazu gehöre die Konzentration auf die 
Außenbeziehungen der Europäischen 
Union, insbesondere die Beziehungen 
zu China und Indien. Ein weiterer 
Schwerpunkt sei die Sicherstellung 
der Wettbewerbsfähigkeit und die 
Wahrung des Wohlstands. 

Marco Polo II Programm angenommen 
Das Europäische Parlament hat 

das Marco Polo II Programm gebil- 
ligt, das zur Verkehrsvermeidung bei- 
tragen soll. Ziel des Programms ist, 
alternative und umweltfreundliche 
Verkehrsträger zu fördern. Nach An- 
sicht des zuständigen Berichter- 
statters, Reinhard Rack (Österreich) 
macht das Europäische Parlament 
damit „einen konkreten Schritt für ei- 
ne umweltfreundlichere europäische 
Verkehrspolitik". Mit der Annahme 
des Berichts über das Marco Polo II- 
Programm werden insgesamt 400 
Millionen Euro für die Gesamtlaufzeit 
der neuen Finanzperiode von 2007 
bis 2013 zur Verfügung gestellt, um 
die Verlagerung des Transportver- 
kehrs von der Straße auf umwelt- 
freundlichere Verkehrsträger wie die 
Schiene oder die Binnenschifffahrt zu 
fördern. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl. eu. int 
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